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Deutscher Bundestag 
13. Wahlperiode 

Entschließungsantrag 
des Abgeordneten Cern Özdemir und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

zur dritten Beratung des Entwurfs des Haushaltsgesetzes 1998 
- Drucksachen 13/8200, 13/8883, 13/9001 bis 13/9025, 13/9026, 13/9027 — 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Die Bundesregierung wird aufgefordert, dem Europäischen Ab-
kommen zur Staatsangehörigkeit unverzüglich beizutreten. 

Bonn, den 27. November 1997 

Cem Özdemir 
Joseph Fischer (Frankfurt), Kerstin Müller (Köln) und Fraktion 

 

Begründung 

Der Europarat hat am 5. November 1997 die Europäische Kon-
vention zur Staatsangehörigkeit zur Unterschrift ausgelegt. Das 
Übereinkommen erleichtert die Einbürgerung von Ausländern und 
den Erwerb doppelter Staatsbürgerschaften und ersetzt damit das 

überkommene Übereinkommen aus dem Jahre 1963, welches auf 
die Vermeidung von Mehrstaatigkeit abzielte. Im Unterschied zu 
den meisten anderen europäischen Ländern ist die Bundesrepu-
blik Deutschland der Konvention nicht beigetreten. 




